
Wir erwarten, daß die japani-
sche Regierung die Wahrheit 
enthüllt, die Verantwortli-

chen zur Rechenschaft zieht, sich offizi-
ell für diese Verbrechen entschuldigt, die 
Opfer gemäß internationalen Rechtsnor-
men entschädigt, die Geschichtsbücher 
korrigiert und ein Mahnmal errichtet.« 
Für diese Forderung demonstrieren seit 
dem 8.  Januar 1992 mittlerweile altge-
wordene Frauen im Zentrum der süd-
koreanischen Hauptstadt Seoul vor der 
japanischen Botschaft. Jeden Mittwoch 
zur Mittagszeit  – bei klirrender Kälte 
oder sengender Hitze. Dann lassen sich 
die Frauen, einige auf mitgebrachten 
Klappstühlen sitzend, vor dem Bot-
schaftsgebäude des östlichen Nachbarn 
nieder und entrollen Transparente mit 
der oben genannten Forderung.

Traurig und bizarr zugleich ist die-
se allwöchentliche Inszenierung. Die 
Gruppe der Demonstrantinnen, allesamt 
ehemalige Zwangsprostituierte des ja-
panischen Militärs, wird stets kleiner. 
Und das ihnen widerfahrene Unrecht 
erdrückender, solange Signale eines 
Schuldeingeständnisses aus Tokio aus-
bleiben. Den zumeist Endachtzigern, 
teils gebrechlichen, teils von Krankheit 
gezeichneten Frauen steht, umringt von 
nur wenigen neugierigen Passanten, ein 
gnadenlos überlegenes, mitunter sogar 
martialisch ausgerüstetes Aufgebot jun-
ger Polizisten gegenüber. Offensichtlich 
befürchten sie, daß radikale Studentin-
nen die Frauendemonstration unterstüt-
zen. Hinter den Botschaftsmauern und 
Schutzschilden der Sicherheitskräfte 
schotten sich die Verantwortlichen ab.

Zu den Opfern des japanischen 
Militarismus in Ost- und Südostasien 
zählten schätzungsweise 200 000 Mäd-
chen und Frauen aus Korea, China, den 
Philippinen, Indonesien (im damaligen 
Niederländisch-Indien waren auch eini-
ge Holländerinnen betroffen), Portugie-
sisch-Timor (seit Mai 2002 die Republik 
Osttimor) und Birma/Myanmar, die von 
den Truppen der Kaiserlich-Japanischen 
Armee zwischen 1932 und 1945 gewalt-
sam in Soldatenbordelle verschleppt 

wurden. Die meisten dieser Zwangs-
prostituierten waren Koreanerinnen, die 
Zahlen schwanken zwischen 80 000 und 
120 000. Die Gewalt, die ihnen angetan 
wurde, wurde mit vielerlei Begrifflich-
keiten kaschiert – allesamt herabsetzend 
oder beschönigend. So wurden sie im 
Englischen »comfort women« genannt, 
was im Deutschen »Trostfrauen« bedeu-
tet und die Betroffenen als willfährige 
»Trösterinnen« denunziert. Während 
des Krieges nannte man sie in Korea 
»jungshindae«, was so viel heißt wie: 
»Den Körper freiwillig für die Arbeit 
einsetzen«.

Erst zu Beginn der 1990er Jahre bra-
chen mutige Frauen aus Korea und den 
Philippinen ihr langjähriges Schweigen 
und machten in der Öffentlichkeit auf 
ihr Schicksal aufmerksam. Fast ein Jahr-
zehnt verstrich, bis die Sonderbericht-
erstatterin der Vereinten Nationen, Gay 

McDougall, im Jahre 1998 die Vergewal-
tigungscamps der japanischen Armee als 
»eklatante Menschenrechtsverletzung« 
einstufte und eine internationale Gruppe 
von Juristinnen anläßlich eines – symbo-
lischen  – Kriegsverbrechertribunals in 
Tokio deshalb auch Kaiser Hirohito Mit-
te Dezember 2000 der Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit schuldig sprach.

Die Zwangsprostituierten der Kaiser-
lich-Japanischen Armee waren gewalt-
sam rekrutiert und in Hunderten von Mi-
litärbordellen, die in den oben genann-
ten Ländern sowie in Rabaul (der japani-
schen Kommandozentrale während des 
Pazifikkrieges in Papua-Neuguinea) er-
richtet wurden, systematisch mißbraucht 
worden. Die Generalität hatte sich für 
den Bau solcher Bordelle eingesetzt, 
weil sie Unruhen in der Bevölkerung 
befürchtete, wenn es zu unkontrollierten 
Vergewaltigungen durch marodierende 

japanische Soldaten gekommen wäre. 
Durch die militärische Kontrolle der 
Bordelle wollte man zudem vermeiden, 
daß sich Geschlechtskrankheiten ver-
breiteten, und sicherstellen, daß die Op-
fer nicht flüchteten und eventuell militä-
rische Geheimnisse verraten konnten.

Noch heute schweigen japanische Po-
litiker über diese Aspekte des Krieges. 
So zitierte die auflagenstarke Tokioter 
Tageszeitung Yomiuri Shimbun Hashi
moto Toru, den Bürgermeister von Osa-
ka, am 14.  Mai 2013 mit den Worten: 
»Die Trostfrauen waren zu jener Zeit 
notwendig, um die Ordnung in der Ar-
mee aufrechtzuerhalten.« Gegen eine 
solche bösartige Geschichtsklitterung 
verwahrte sich gestern anläßlich des Jah-
restages der japanischen Kapitulation 
u. a. auch die »Japanische Fraueninitia-
tive Berlin« in einem offenen Brief an 
Premierminister Abe Shinzo.
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Letzte Gelegenheit

u Die Japanische Fraueninitiative 
Berlin hat sich am 14. August, dem 
Gedenktag an die »Trostfrauen« 
des japanischen Militärs, mit ei-
nem offenen Brief an Premiermini-
ster Shinzo Abe in Tokio gewandt.
Wir sind eine Gruppe von in Berlin 
ansässigen Bürgerinnen mit japani-
schem Hintergrund und unterstützen 
seit 1992 mit vielfältigen Aktivitäten 
die Überlebenden der sexuellen 
Gewalt des japanischen Militärs im 
Asien-Pazifik-Krieg, die sogenannten 
Trostfrauen. Wir wenden uns heute 
an Sie, Herr Premierminister, anläßlich 
des 68. Kapitulationstages von Japan, 
damit die Forderungen dieser Frauen 
nach einer offiziellen Entschuldigung 
und Entschädigung sobald wie möglich 
erfüllt werden. 

Wie Sie sicherlich wissen, geht es in 
dieser Angelegenheit inzwischen nicht 
mehr allein um eine Entschädigung der 
Überlebenden in Asien. Der Auftritt 
der Überlebenden in der Öffentlichkeit 
vor gut 20 Jahren spendete denjenigen 
Frauen in aller Welt Mut, die in bewaff-
neten Konflikten oder Kriegen, aber 
auch im Alltag sexueller Gewalt ausge-
setzt waren und sind. (…) 

Verschiedene UN-Organisationen 
ermahnen seit Jahren die japanische 
Regierung mit der wiederholten 
Aufforderung, den Forderungen der 
überlebenden Frauen nachzukommen. 
(…) Es ist jetzt die womöglich letzte 
Gelegenheit für die japanische Regie-
rung, den Überlebenden Gerechtigkeit 
widerfahren zu lassen. Ansonsten wür-
de ein unehrenhafter Ruf über Japan, 
die »Trost-Frauen«-Frage »biologisch« 
gelöst zu haben, in der Nachwelt als 
Erbe bleiben. (…)
u Vollständiger Wortlaut:  
www.jungewelt.de
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Im Dienste des Tenno
Zwangsprostituierte der japanischen Armee fordern Entschuldigung und Entschädigung. Politiker in 
Tokio betreiben auch 68 Jahre später Geschichtsklitterung. Von Rainer Werning

Demonstration am Mittwoch in Seoul: Koreanerinnen erinnern mit Bildern früherer Sexsklavinnen an die Verbrechen 
der japanischen Armee im Zweiten Weltkrieg 

Wie zahlreiche imperialisti-
sche Mächte des Westens 
sah auch Japan Kolonial-

besitz als eine Vorbedingung dafür 
an, international Ansehen zu erlangen 
und in die Phalanx der »erstklassigen 
Länder« (ittô koku) vorzustoßen. Zu 
diesem Zweck verkündete die Regie-
rung in Tokio offiziell am 1. August 
1940 ihr Konzept der »Greater East 
Asian Co-Prosperity Sphere«, der 
»Größeren Ostasiatischen Gemeinsa-
men Wohlstandssphäre«. Im Septem-
ber 1940 unterzeichnete Außenmini-
ster Matsuoka Yosuke schließlich den 
Dreier- oder Antikominternpakt mit 
Nazideutschland und Mussolinis Itali-
en, gefolgt von dem Russisch-Japani-
schen Neutralitätspakt ein Jahr später. 
Japans Außenpolitik, so Matsuoka, 
ließe sich fortan von dem Gedanken 
leiten, »die Größere Ostasiatische 
Gemeinsame Wohlstandssphäre mit 
Japan, der Mandschurei und China als 
ihrem Kern zu errichten«.

Als vorrangiges Ziel formulierte 
die Erklärung vom 1. August die 
Schaffung des Weltfriedens im Grün-

dergeiste Japans. Als erster Schritt 
in diese Richtung »dient der Aufbau 
einer neuen Ordnung im Größeren 
Ostasien, dessen Fundament die Soli-
darität von Japan, Mandschukuo und 
China ist«. Die nationale Verteidigung 
und Außenpolitik Japans müßten so 
gestaltet werden, daß das Land den 
neuen nationalen und internationalen 
Herausforderungen gemäß seiner Stär-
ke vollauf gewachsen sei. Sämtliche 
internen Strukturen sollten so weit 
verändert und erneuert werden, daß sie 
sich »in Harmonie mit den fundamen-
talen Prinzipien der nationalen Politik 
befinden«. Landesweit galt es, solche 
ethischen Grundsätze zu verankern, 
»die den Dienst für den Staat über alles 
stellen und selbstsüchtige und mate-
rialistische Gedanken ausmerzen«. 
Staat, Gesellschaft und das Kaiserhaus 
sollten im nationalen Interesse künftig 
aufs engste zusammenarbeiten.

Das Konzept der »Wohlstandssphä-
re« zielte mithin im Inneren auf die 
Umgestaltung von Staat, Gesellschaft, 
Politik und Wirtschaft, um für die 
bevorstehenden Kriegshandlungen in 

der Region gewappnet zu sein. Gleich-
zeitig berücksichtigte es den antiim-
perialistischen Geist, der zahlreiche 
Länder Ost- und Südostasiens erfaßt 
und zum Widerstand gegen die westli-
chen Kolonialmächte getrieben hatte. 
Diese Bestrebungen wurden in der 
zentralen, vom Ideal eines panasiati-
schen Wohlstands geleiteten Losung 
»Asien den Asiaten« zum Ausdruck 
gebracht. Schließlich war das Konzept 
auch Teil der Strategie Tokios, im We-
sten die Allianz mit den faschistischen 
Regimes  in Deutschland und Italien 
zu festigen, um: (a) in China den Rüc-
ken frei zu bekommen, wo sich Japans 
»Feldzug« auf Grund der Zusammen-
arbeit zwischen Nationalisten und 
Kommunisten schwieriger und zäher 
als ursprünglich angenommen erwies; 
(b) die Invasion des insularen und 
kontinentalen Südostasiens vorzube-
reiten, um sich deren Bodenschätze 
anzueignen (beispielsweise Öl aus 
Niederländisch-Ostindien und Kau-
tschuk aus Indochina) und die eigene 
Kriegsindustrie auszuweiten sowie 
(c) dort jene europäischen Koloni-

almächte (England, Frankreich und 
die Niederlande) zu schwächen, die 
mittlerweile in Europa in den Krieg 
hineingezogen worden waren.

Kernidee der »Größeren Ostasiati-
schen Gemeinsamen Wohlstandssphä-
re« war demnach die ökonomische 
und politische Zurichtung der ost- und 
südostasiatischen sowie pazifischen 
Peripherien auf das japanische Zen-
trum hin. In dessen Sicht wähnte man 
sich als Mittelpunkt, sozusagen als 
Krone der Schöpfung von des Kaisers 
Gnaden und natürlicher »Führer der 
asiatischen Rassen«. Um dieses Zen-
trum herum sollten sich – vorstellbar 
in konzentrischen Kreisen – unter-
schiedliche Länder gruppieren, aus 
denen Tokio die für den Unterhalt 
seiner Kriegsmaschinerie benötigten 
Ressourcen bezog – von Bodenschät-
zen bis hin zu »Menschenmaterial«. 
Zum engsten Kreis zählten das östli-
che China, Korea und die Insel For-
mosa (Taiwan), die als Reiskammern 
Japans dienen sollten. Aus Korea 
wurden Arbeiter zwangsrekrutiert, 
die in japanischen Bergwerken, in der 

Schwer- und Rüstungsindustrie sowie 
beim (Aus-)Bau von Straßen und Hä-
fen eingesetzt wurden. Ein größerer 
Kreis umfaßte neben dem Kernland 
Chinas Kontinentalsüdostasien (im 
Westen bis einschließlich Thailand) 
und mit den Philippinen einen Teil 
des insularen Südostasien. Schließlich 
zählten zur Peripherie die pazifische 
Inselwelt (einschließlich Indonesi-
ens und Papua-Neuguineas) und der 
indische Subkontinent mit Birma als 
Scharnier zwischen Südost- und Sü-
dasien. Aus diesen Regionen sollten 
jeweils strategisch wichtige Rohstoffe 
wie Erdöl, Kupfer, Bauxit, Kautschuk 
und Baumwolle bezogen werden, 
die sowohl zivilen wie militärischen 
Zwecken dienen und Japan befähigen 
sollten, sich gänzlich unabhängig vom 
Handel mit anderen Ländern zu ma-
chen und auch Embargomaßnahmen 
seitens des Westens zu unterlaufen. 
Gleichzeitig wollte sich Japan in die-
sen Regionen Absatzmärkte für seine 
Produkte und Land für Siedlungspro-
gramme sichern. 

� Rainer Werning

Japans »Grössere Ostasiatische Gemeinsame Wohlstandssphäre«
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